
1.	 Eltern-Kind-Trennungen sind das 
zentrale Übel an der deutschen 
Familiengerichtsbarkeit

Statistisch gesehen, verlieren in Deutschland jeden Tag etliche Dutzend 
Kinder und Jugendliche den Kontakt zu einem Elternteil, zu dem sie 
mal eine gute Beziehung gehabt haben. Das ist seit vielen Jahren so, 
und es hat nicht nur für die Betroffenen – auch die Elternteile – oft 
schlimme und langfristige Konsequenzen, sondern es wirkt sich auch 
gesellschaftlich negativ aus. Dennoch wird dieses Dauerproblem offen-
bar nie in einer breiten Öffentlichkeit direkt angesprochen. Ich schätze 
deshalb, dass vielen Menschen die Brisanz nicht klar ist.

In der Fachwelt hingegen ist die Misere wohlbekannt. So hält der im 
Januar 2025 veröffentlichte Familienbericht der Bundesregierung fest:

„Vergleichende Analysen auf Basis des europäischen Genera-
tions and Gender Survey weisen darauf hin, dass Kontaktabbrü-
che zwischen Kind(ern) und einem Elternteil nach Trennung und 
Scheidung in Deutschland besonders häufig sind.“

Gesicherte Zahlen dazu gibt es nicht, aber einige Schätzungen. In der 
Zeitschrift für Kindschaftsrecht und Jugendhilfe 7/2022 erschien dazu 
eine Berechnung von fünf Fachleuten aus Wissenschaft und familien-
rechtlicher Praxis in einem Artikel mit dem Titel: „Zur Notwendigkeit 
professioneller Intervention bei Eltern-Kind-Entfremdung“. Sie schät-
zen konservativ, „dass sich in Deutschland jedes Jahr die Eltern von 
rund 220.000 minderjährigen Kindern dazu entscheiden, ihre Paarbe-
ziehung durch Trennung oder Scheidung aufzulösen“, und fügen hinzu. 

Im Zuge des biografischen Umbruchs, der mit elterlichen Tren-
nungen verbunden ist, kommt es in der Bundesrepublik Deutsch-
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land statistisch derzeit bei etwa einem Drittel aller Trennungs-
familien zu einem Kontaktverlust der Kinder zu einem ihrer 
beiden Eltern, in der ganz überwiegenden Zahl zu den Vätern.“

Ein Drittel von 220.000 sind über 70.000 Kinder. Pro Jahr. Andere 
Schätzungen seit der Jahrtausendwende kommen auf andere Prozent-
sätze der Trennungsfamilien, bei denen ein Kontaktverlust eintritt.

Das Deutsche Jugendinstitut (DJI) forscht naturgemäß zu dieser 
Frage. Der erwähnte Familienbericht der Bundesregierung von 2025, 
den das DJI erstellt hat, basiert auf der repräsentativen DJI-Erhebung 
AIDA („Aufwachsen in Deutschland“) von 2019. Demzufolge leben 
17 Prozent der Kinder und Jugendlichen in Deutschland getrennt von 
einem ihrer Elternteile. Von ihnen haben 22 Prozent gar keinen Kontakt 
zu diesem Elternteil. Weitere 29 Prozent haben zwar Kontakt, über-
nachten aber nie bei diesem Elternteil. In der letztgenannten Gruppe 
hat nur die Hälfte wöchentlich Kontakt zum getrennt lebenden Eltern-
teil. Diese Zahlen beruhen übrigens auf einem Minimalverständnis von 
Kontakt: Auch Kommunikation per Telefon oder Internet zählen. Tref-
fen gibt es also noch seltener. 

Wenn wir zumindest die eine Hälfte der 29 Prozent der Trennungs-
kinder und -jugendlichen einbeziehen, die nicht mal wöchentlich mit 
dem anderen Elternteil spricht und nie bei ihm übernachtet, dann kom-
men wir auf rund 37 Prozent (22 + 15) aller Trennungskinder, die gar 
keine oder keine akzeptable Beziehung zu einem ihrer Elternteile ha-
ben. Es gibt Fälle, in denen das nicht dramatisch ist, aber dass nach 
Paartrennungen mehr als jedes dritte betroffene Kind so ein Schicksal 
erleidet, sollte eine Gesellschaft nicht akzeptieren. Seltener Kontakt ist 
keine wünschenswerte Eltern-Kind-Beziehung und kann im Grunde zu 
denselben Problemen führen wie ein kompletter Kontaktabbruch. Wenn 
wir es als wünschenswert ansehen, dass Kinder auch mal bei ihren El-
tern übernachten, müssen wir festhalten, dass 51 Prozent aller Tren-
nungskinder in Deutschland nicht diesen Mindestkontakt zu beiden 
Eltern haben. Konkret ist im Bericht zu lesen, dass es dabei um „eine 
Vielzahl von Abbrüchen vor allem bei Vater-Kind-Kontakten“ geht.

Die vorangegangene AIDA-Erhebung von 2015 hatte ähnlich 
schlimme Zahlen erbracht. Ein dreiköpfiges DJI-Team veröffentlichte 
2020 in der Zeitschrift für Soziologie der Erziehung und Sozialisation 
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dazu und hielt dabei fest: „17,5% aller Kinder hatten keinen Kontakt 
zum Vater“.

Weitere 25 Prozent der Kinder hatten höchstens zwei Mal pro Mo-
nat Kontakt zum Vater, wobei auch in diesem Fall telefonischer oder 
schriftlicher Kontakt mitgemeint ist. Hier ist ganz klar festzuhalten: 
42 Prozent der Trennungskinder hatten keine auch nur ansatzweise ak-
zeptable Beziehung zu ihrem Vater. Die Zahlen basieren wohlgemerkt 
nicht auf Angaben von Vätern, wie in manchen anderen Befragungen, 
sondern von Müttern.

Weitere Zahlen finden sich in der Studie Getrennt gemeinsam er-
ziehen, die das Umfrageinstitut Allensbach 2017 im Auftrag des Bun-
desjustizministeriums vorgelegt hat. In der repräsentativen Befragung 
ging es um Eltern minderjähriger Kinder, die sich vom anderen Eltern-
teil mindestens eines ihrer Kinder getrennt hatten, als das oder die ge-
meinsamen Kinder noch minderjährig waren. Nur drei Viertel gaben 
an, noch Kontakt zum anderen Elternteil zu haben, und nur 78 Prozent, 
dass das gemeinsame Kind noch zu beiden Elternteilen Kontakt hatte. 
Der Kontaktverlust war dabei sehr ungleich verteilt: Bei 18 Prozent der 
Befragten hatte nur die Mutter Kontakt zu den Trennungskindern, bei 3 
Prozent nur der Vater. Die Studie erbringt darüber hinaus:

„Von den befragten Trennungseltern, die keinen Kontakt zum 
Kind haben, geben die meisten an, dass der Kontaktabbruch auf 
Betreiben des anderen Elternteils erfolgte und dass sie selbst sich 
Kontakt zum Kind wünschten.“

Dass vor allem allein sorgeberechtigte Elternteile den Kontakt der Kin-
der zu den anderen Elternteilen – im Familienrecht Umgang genannt – 
sabotieren, ist seit langem bekannt. Schon im Dezember 1995 veröf-
fentlichte der Psychologieprofessor und Gerichtssachverständige Wolf-
gang Klenner in der Zeitschrift für das gesamte Familienrecht einen Ar-
tikel mit der Überschrift: „Rituale der Umgangsvereitelung“. Er tat das 
aufgrund seiner Beobachtung, dass solche Sabotage an Eltern-Kind-
Kontakten nicht mehr nur in Einzelfällen vorkam, wie noch Ende der 
1970er-Jahre:

„Die Zahl widerspenstiger Sorgerechtsinhaber unter den Eltern, 
sowohl gegenüber außergerichtlichen als auch gegenüber ge-
richtlichen Bemühungen zur Respektierung der Umgangsbefug-
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nis, hat derart zugenommen, dass darüber nicht mehr einfach zur 
Tagesordnung übergegangen werden kann.“

Klenner diagnostizierte sogar eine „offizielle Duldung“ dieser Strafta-
ten, der „weiteres Unrecht und auch mangelnder Respekt vor der Ge-
richtsbarkeit auf dem Fuße folgen“. Dass in Deutschland jährlich Zehn-
tausende Minderjährige den Kontakt zu einem Elternteil verlieren, und 
dass das oft vom anderen Elternteil herbeigeführt oder zumindest pro-
voziert wird, ist vollkommen inakzeptabel. Der Staat unterhält für viel 
Geld Gerichte und Jugendämter, die Kontaktabbrüche eigentlich ver-
hindern sollen.

Die Problematik wurde schon früh in der hochoffiziellen soge-
nannten Proksch-Studie (auf die ich in Kapitel 3 detaillierter eingehen 
werde) mit wissenschaftlichen Mitteln dargelegt, und dort sowohl kri-
tischer als auch konkreter berichtet, als in den genannten Erhebungen 
des DJI. Nachdem 1998 die große Kindschaftsrechtsreform in Kraft 
getreten war, schrieb das Bundesjustizministerium eine umfassende 
Evaluierungsstudie aus, mit der dann der Juraprofessor Roland Proksch 
beauftragt wurde. Für sie wurden zwischen 1999 und 2002 Tausende 
Eltern, deren Ehe im ersten Quartal 1999 geschieden worden war, je 
zwei Mal detailliert befragt. In Sachen Repräsentativität und Themen-
durchdringung dürfte diese Studie immer noch einzigartig sein. Im Stu-
dienabschlussbericht von März 2002 ist zu lesen:

„Die Befragungsergebnisse bestätigen frühere Forschungsergeb-
nisse, dass gerade bei Kindern von Eltern, die die Alleinsorge 
erstritten haben, das Risiko des Kontaktabbruchs zum umgangs-
berechtigten Elternteil erheblich ist. Nicht selten verfolgen sie 
eine klare Abgrenzung zum umgangsberechtigten Elternteil und 
beeinträchtigen damit (auch) das Umgangsrecht ihrer Kinder. 
34% der umgangsberechtigten Eltern ohne elterliche Sorge ha-
ben im Jahr 2001 bereits ‘gar keinen Umgangskontakt’ (16,8% 
„nur selten“) zu ihren Kindern, gegenüber 5% (9%) der Eltern 
mit gemeinsamer elterlicher Sorge und 9,2% (12,7%) der Eltern, 
die die gemeinsame elterliche Sorge leben, weil ihr streitiger An-
trag auf Übertragung der Alleinsorge abgewiesen wurde. Zur Be-
gründung geben vor allem die umgangsberechtigten Eltern ohne 
elterliche Sorge an, dass der andere Elternteil den Kontakt ver-
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hindert habe. Hauptbetreuende Eltern mit alleiniger elterlicher 
Sorge räumen dabei ein, dass sie selbst den Kontakt ‘nicht mehr 
wollen’. Gerichtliche Sanktionen müssen sie kaum befürchten. 
Die juristischen Möglichkeiten sind zwar theoretische Optionen, 
sie sind in der Praxis nur selten erfolgreich. Hinzu kommt, dass 
die Dauer solcher Verfahren den Absichten des boykottierenden 
Elternteils entgegenkommt.“

Schon 2001, zwei Jahre nach der Scheidung, war also in der Hälfte aller 
Familien mit Alleinsorge ein inakzeptabler Kontaktverlust des benach-
teiligten Elternteils zum Kind eingetreten! Auch die neun Prozent bei 
den gemeinsam sorgeberechtigten Eltern, von denen nie jemand ver-
sucht hatte, den anderen Elternteil gerichtlich zu entrechten, sind ein 
hoher Wert.

Das Schlimmste an diesen Fällen ist, dass sie oft zu langfristigem 
Leid und psychischen Störungen führen. Zentral bei diesem Thema ist 
nämlich, dass die betroffenen Kinder und Jugendlichen einen immen-
sen Verlust erleiden (den sie eventuell erst viel später realisieren). Es 
geht hier nicht um die Fälle, in denen es einen guten Grund für den 
Kontaktverlust gibt oder in denen die Kinder von Anfang an keinen 
Kontakt zu einem Elternteil hatten. Ein Kind muss nicht mit seinen 
biologischen Eltern aufwachsen, auch nicht mit sowohl einem Mann 
als auch einer Frau. Aber wenn es als Kleinkind schon eine akzeptable 
Primärbeziehung aufgebaut hat, und diese dann verloren geht, entsteht 
normalerweise ein riesiger Schaden. Wir müssen wohl davon ausgehen, 
dass die Gesellschaften, in denen diese Zustände seit Jahrzehnten herr-
schen, in mehreren Generationen einen Rucksack trennungsbedingter 
psychischer Probleme mit sich herumschleppen.

Darauf wird auch seit Jahrzehnten von Fachleuten hingewiesen. Zu-
erst und am stärksten ist das offenbar in den USA beobachtet worden, 
wo Kriminalität und Drogensucht in einem starken Zusammenhang mit 
dem Verlust des Vaters gesehen wurden. Wer an diesem Verlust im ein-
zelnen Fall die Schuld trug, ist an dieser Stelle unerheblich, denn es 
geht darum, Vorkehrungen zu treffen, dies zu verhindern oder zumin-
dest die Zahl der Fälle möglichst niedrig zu halten. Vor allem sollte die 
Familiengerichtsbarkeit solche Fälle nicht selbst produzieren.

Ich werde in diesem Buch zeigen, dass der deutsche Staat nicht nur 
zu wenig zur Bekämpfung dieses Elends tut, sondern es tatsächlich sys-
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tematisch mitproduziert. Es handelt sich um ein seit Jahrzehnten anhal-
tendes Dauerverbrechen gegen vor allem Kinder und Jugendliche und 
damit nicht nur um einen sozialpolitischen Irrsinn, der seinesgleichen 
sucht und für den Staat in jeder Hinsicht kontraproduktiv ist, sondern 
auch um einen der größten Justizskandale in der Geschichte dieser Re-
publik.

--●--

Gleichzeitig halte ich dieses Thema für sehr wichtig, weil der Kampf 
gegen Eltern-Kind-Kontaktabbrüche auch der Lösung anderer kind-
schaftsrechtlicher Probleme dient. Das Kindschaftsrecht ist neben 
Scheidungs- und Erbrecht ein Teilbereich des Familienrechts. Ich spre-
che im Folgenden trotzdem meistens von Familienrecht, obwohl ich 
mich nur auf das Kindschaftsrecht beziehe, und zwar, weil die hier im 
Fokus stehende Institution Familiengericht heißt. Die Familiengerichte 
sind keine eigenständigen Institutionen, wie zum Beispiel die Sozial- 
oder Finanzgerichte, sondern Abteilungen der Amts- und Oberlandes-
gerichte. Ich benutze oft den Begriff „Familiengerichtsbarkeit“, womit 
ich die Akteure mitmeine, die bei Kindschaftssachen meistens an den 
Gerichtsverfahren beteiligt sind: Jugendamt und Verfahrensbeistand, 
die gerichtlich bestellte Person, die freiberuflich die Interessen des Kin-
des ermitteln und ins Verfahren einbringen soll.

Die Familiengerichtsbarkeit wird sowohl von Elternseite als auch 
von beruflich in diesem Bereich Tätigen und der Presse kritisiert. Zu-
dem gibt es in politischen Parteien die üblichen unterschiedlichen An-
sichten, wessen Interessen stärker in der Rechtsprechung berücksichtigt 
werden sollten. Hinzu kommt, dass der Bereich Familie stärker als viele 
andere gesellschaftliche Bereiche mit gesellschaftlichem Wandel und 
einem damit einhergehenden Wertewandel zusammenhängt, sich also 
manchmal neue Sichtweisen durchsetzen (müssen).

Konkret gehen die Kritiken in ganz unterschiedliche Richtungen: 
Mal macht ein Jugendamt zu wenig, und Kinder leiden unter Lebens-
verhältnissen, vor denen der Staat sie eigentlich schützen muss; mal 
macht eines zu viel, indem es vorschnell – und eventuell mit polizeili-
cher Gewalt – Kinder aus Familien nimmt, beziehungsweise sie nicht 
nach einer angemessenen Zeit wieder zu den Eltern lässt. Strukturell 
dieselben Fehlentscheidungen in mal die eine, mal die andere Rich-
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tung werden bei den Gerichten beklagt. Und mal erscheinen die Väter 
benachteiligt, mal die Mütter. Zudem ist es eine auf ewig heikle und 
schwierige Frage, wie sehr der Wille eines Kindes berücksichtigt wer-
den soll, wenn die Lebensumstände einer Trennungsfamilie geregelt 
werden sollen.

In dieser Gemengelage ist es nicht ganz einfach, eine strukturelle 
Kritik, beziehungsweise Analyse zu formulieren, die sich nicht nur mit 
relativ leicht zu benennenden und in der Szene bekannten oberflächli-
chen Missständen beschäftigt. Es gibt nicht den einen Hebel, mit dem 
die vielfältigen Problematiken des Familienrechts und der Rechtspre-
chung aus den Angeln gehoben werden können, aber es lohnt die Suche 
nach einem, der zumindest weitgehend diese Problematiken beseitigt.

2023 sind zwei Bücher erschienen, die die deutsche Kindschafts-
rechtsprechung skandalisieren, und bei denen es schon ausweislich des 
Inhaltsverzeichnisses inhaltliche, ideologische und personelle Über-
schneidungen gibt. Das eine Buch beschäftigt sich mit angeblicher 
systematischer Diskriminierung von Müttern durch Familiengerichte. 
Ich habe es nicht gelesen, aber so ein Ansatz kann nicht weit führen, 
denn Väter wurden im Familienrecht jahrzehntelang massiv diskrimi-
niert, und das hat immer noch Auswirkungen auf Rechtsprechung und 
Rechtslage. Es mag sein, dass es in einer Reihe von Gerichten auch 
Denkweisen gibt, die die Mütter benachteiligen. Kritik daran ist aber 
keine systematische, umso weniger, als es bei dieser Thematik stark 
um gesetzliche Vorgaben geht, und da ist keine Diskriminierung von 
Müttern enthalten.

Das zweite Buch hat einen ähnlichen Untertitel wie meines, ver-
folgt aber einen ganz anderen Ansatz, und zwar in doppelter Hinsicht. 
Zum einen wird dort vehement die Ansicht vertreten, in schwierigen 
Streitfällen müsse der Kindeswille ausschlaggebend sein. Wie gesagt, 
da geht es um schwierige Abwägungen, aber in dem besagten Buch 
wird die Diskussion um die Bedeutung des Kindeswillens, gelinde ge-
sagt, entweder gar nicht oder nur wenig reflektiert geführt. Vielmehr 
wird wiederholt offen bestritten, dass manche Eltern ihre Kinder dem 
anderen Elternteil entfremden – also den Kindeswillen manipulieren 
–, oder, was noch häufiger vorkommt, die Beziehung zum anderen El-
ternteil schlechtreden oder anderweitig torpedieren, was ebenfalls die 
Gefahr einer Entfremdung mit sich bringt. Als großer Hebel für die Lö-
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sung oder Verhinderung vielfältiger familienrechtlicher Probleme taugt 
der Kindeswille jedenfalls nicht – es hat schon seine Richtigkeit, dass 
Kinder bei langfristig bedeutsamen Entscheidungen nicht alleine be-
stimmen dürfen, was gut für sie ist (wobei es natürlich stets diskutabel 
ist, in welchem Alter sie welche Entscheidungen treffen oder zumindest 
stark beeinflussen dürfen sollen).

Damit sind wir beim zweiten Unterschied zu meinem Buch: Eine 
systematische Herangehensweise liegt da gar nicht vor. Vielmehr wer-
den die erwähnten mehr oder weniger szenebekannten Missstände zu-
sammengetragen, deren Behebung oft längst auch von Berufsverbän-
den gefordert wird, und mit der Schilderung extremer Fälle verknüpft, 
an denen dann immer wieder das Brechen des Kindeswillens hervorge-
hoben wird.

In meinem Buch geht es hingegen um einen fundamentalen Ansatz. 
Um einen Leitgedanken. Um ein Ziel, das wohl nicht hundertprozentig 
erreicht werden kann, bei dessen Verfolgung aber viele heutige Verwer-
fungen für unzählige Kinder verhindert werden können. Das zentrale 
Übel an der deutschen Familiengerichtsbarkeit ist, dass sie unheimlich 
viele Kontaktabbrüche zwischen Eltern und Kindern herbeiführt. Je 
stärker das vermieden wird, umso stärker dürften auch andere Proble-
me abnehmen.

Ich benutze den Begriff Eltern-Kind-Trennung mehrdeutig. Zum 
einen meine ich damit den Abriss des Kontakts, und zwar nicht nur 
den vollständigen, sondern auch einen nur weitestgehenden Kontaktab-
bruch. Diese beiden Zustände wechseln sich in manchen Fällen ab. 
Zum anderen beziehe ich mich auch auf größere räumliche Trennungen, 
denn dieser konkrete Aspekt verdient viel mehr Beachtung, als ihm ge-
meinhin – zumindest in der Familiengerichtsbarkeit – geschenkt wird.

Schon die Verhinderung großer räumlicher Distanz würde präventiv 
gegen heute quantitativ und qualitativ bedeutsame Probleme für Tren-
nungsfamilien und Familiengerichte helfen. Wenn ein Elternteil den an-
deren auf irgendeine Weise ausbooten will, ist das deutlich schwieriger, 
wenn der nicht weit entfernt wohnt. Selbst wenn das Kind schon nega-
tive Gefühle gegenüber einem Elternteil hat, ist die Annäherung zwi-
schen den Beiden zu gegebener Zeit bedeutend einfacher, wenn sie sich 
auch zufällig begegnen können, oder der Elternteil öfter mal zum Spiel 
des Sportvereins oder zum Konzert der Band des Kindes vorbeikom-
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men kann. Auch ein guter Teil der Sorgerechtskonflikte wäre bei ge-
ringer räumlicher Distanz und regelmäßigen Kontakten des Kindes zu 
beiden Eltern zumindest deutlich entschärft. Manche Fachleute vertre-
ten die These, dass es bei Sorgerechtsstreitigkeiten oft letztendlich vor 
allem um Fragen des Kontakts zum Kind geht. Sorge- und Umgangs-
recht sind zwei juristisch getrennte Materien, aber die Tatsache, dass 
seit Jahren darüber diskutiert wird, diese Trennung per Gesetzesreform 
aufzuheben, zeigt schon, dass an besagter These viel dran sein dürfte. 
Das Sorgerecht betrifft die fundamentalen, langfristig wirkenden Ent-
scheidungen für ein Kind, vor allem: Schulwahl, medizinische Behand-
lungen, Wohnort. Ich gehe davon aus, dass wegen der Schulwahl kaum 
Elternkonflikte eskalieren, wegen Umzügen hingegen schon, denn die 
beeinflussen eben die zukünftigen Kontaktmöglichkeiten. Stellten die 
Gerichte die Verhinderung von Kontaktabbrüchen ganz obenan, wür-
den wohl so manche Elternteile auf einen Sorgerechtsstreit verzichten, 
denn das ihnen Wichtigste, nämlich ausreichend Kontakt zum Kind, 
könnte dann auch so gesichert sein.

Ein weiteres familienrechtliches Dauerproblem sind die Unterhalts-
zahlungen. Ein Bericht des MDR von September 2023 hält fest:

„Etwa die Hälfte aller Alleinerziehenden erhält laut Deutschem 
Jugendinstitut keinen Cent Unterhalt vom anderen Elternteil. 
Weitere 25 Prozent bekommen weniger, als ihnen eigentlich zu-
steht. In solchen Fällen springt der Staat mit dem sogenannten 
Unterhaltsvorschuss ein.“

Vorschuss bedeutet, dass der Staat sich das Geld von den Unterhalts-
pflichtigen wiederholen will. Aber das klappt sehr oft nicht. Der MDR 
weiter:

„Laut Zahlen des Bundesfamilienministeriums zahlte der Staat 
im Jahr 2022 an Unterhaltsvorschuss 2,5 Milliarden Euro. Zu-
rückgeholt hat er sich aber nur 493 Millionen Euro.“

Dafür gibt es verschiedene Gründe. Einer davon: Einige Unterhalts-
pflichtige rechnen sich in dieser Angelegenheit arm, melden ihren 
Wohnsitz ab oder flüchten sogar ins Ausland. Das könnte an einer gene-
rellen Unzufriedenheit mit ihrer Lage, beziehungsweise ihrer Bezie-
hung zu ihrem Kind liegen. Ich gehe davon aus, dass in Deutschland die 
allermeisten Menschen, die ein Kind zeugen, das freiwillig tun, und 
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dass die meisten von ihnen es dann auch lieben. Wer auch nach der El-
terntrennung noch eine akzeptable Beziehung zu seinem Kind leben 
kann, wird viel weniger geneigt sein, ihm Geld vorzuenthalten. Die 
Verhinderung von Kontaktabbrüchen könnte also auch einen finanziel-
len Gewinn für viele Kinder und den Staat mit sich bringen.

Selbstverständlich hat der Fokus auf Eltern-Kind-Trennungen nicht 
nur einen sozusagen strategischen, sondern auch einen menschenrecht-
lichen Grund. Kinder haben ein Grundrecht auf häufige Kontakte mit 
beiden Eltern, wenn sie zu ihnen eine akzeptable Beziehung aufgebaut 
haben. Dabei interessieren sie formale Statusfragen nicht: verheira-
tet, getrennt, geschieden, sorgeberechtigt, unterhaltsverpflichtet – das 
ist für die Qualität der Beziehung zum Kind nicht entscheidend. Aus 
der Kindesperspektive ist also nicht eine formale Elterntrennung das 
Problem, sondern die daraus eventuell erwachsende Bedrohung ihrer 
Kontakte zu beiden Eltern, die mit steigender räumlicher Entfernung 
zwischen den Eltern wächst. Für die Kinder hat nicht Priorität, wer wie 
viel Unterhalt zahlt und wer die elterliche Sorge hat – also zwei der 
Hauptstreitpunkte zwischen Trennungseltern –, sondern dass sie mit 
beiden Eltern ausreichend Kontakt haben, um ihre Beziehung zu erhal-
ten und auszubauen. Daraus ergibt sich für sie ein grundrechtlicher An-
spruch, den die Familiengerichtsbarkeit ganz obenan setzen muss, denn 
ihr primärer Auftrag ist die Wahrung des Kindeswohls. Dieser eigene 
Anspruch des Kindes wird in Deutschland noch nicht sehr lange juris-
tisch anerkannt, wie ich zeigen werde. Und in der juristischen Praxis 
wird er noch immer sehr oft nicht wirklich beherzigt.


